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Meinung

PETER NEUMANN

Sollten U- und S-Bahnen in Berlin eine
ersteKlassebekommen? Ja, heißt es in

einer weltweiten Studie zumNahverkehr,
für die dasWeltwirtschaftsforum,dieUni-
versität St. Gallen und die BostonConsul-
ting Group verantwortlich zeichnen. Eine
PremiumklassemitWlanund komfortab-
len Sitzen könnte das Dreieinhalbfache
des Normaltarifs kosten. Dafür könnten
die übrigen Tarife um ein Fünftel sinken.
Eine gute Idee?Nein, absolut nicht.

Sicher, die meisten S-Bahn-Systeme
bieten eine erste Klasse an. Doch die Ber-
liner S-Bahn hat seit 1946 nur noch eine
Wagenklasse zu bieten. Ideen, sie wieder
einzuführen, stießen Mitte der 1990er-
Jahre auf Spott undAblehnung. ZuRecht,
denn deren Nutzer hätten hinter einer
Glastür wie auf dem Präsentierteller ge-
sessen. Berlin ist nicht die Stadt, inder zur
Schau getragenen Wohlstand goutiert
wird.Nicht nur imOstenherrscht ein teils
aggressiver Egalitarismus. Gleichheits-
wahn gehört zur BerlinerDNA.

Personal müsste darauf achten, dass
niemand unberechtigt in die First Class
eindringt. Während die Hamburger sol-
che Zonen der Privatheit brav respektie-
ren, dürfte das in Berlin schwierig wer-
den – zumal abends und am Wochen-
ende,wenndasBusiness-Publikumganz
sicher nicht denNahverkehr nutzt.

Fraglich ist, ob jemand wirklich zehn
Euro in eine S- oder U-Bahn-Fahrt inves-
tiert. Dass jemand Geld hat, bedeutet
nicht, dass er es für ein Dienstleistungen
ausgibt, die er seit Jahrzehnten gemieden
hat – zumal wenn weiterhin der Tesla in
derGarage steht.Dassdie Fahrgastzahlen
vorCorona kaumgestiegen sind, lag auch
daran, dass Auto fahren in Berlin immer
noch gut möglich ist. Wer BVG und S-
Bahn mehr Kundschaft verschaffen will,
sollte Parkgebühren erhöhen sowie Stra-
ßen verschmälern – und allen Bus- und
Bahnnutzern guteAngebotemachen.

Nahverkehr

Realitätsferne
Schnapsidee

Meine Mutter liest meine Artikel in der
Berliner Zeitung nicht. Weil sie sie

nicht versteht. Ihre Deutschkenntnisse rei-
chen gerade einmal aus, meine veröffent-
lichten Texte gewissen Themenbereichen
wie der Pandemie zuzuordnen. Das war’s.
Sie interessiert sich durchaus dafür, worü-
ber ich so schreibe, mit wem ich so rede,
was ich alles gelernt habe.

Und ich fasse für sie manchmal auf täg-
licher, manchmal auf wöchentlicher Basis
meinen Kenntnisstand zusammen und er-
kläre ihr beispielsweise, was in der Co-
rona-Krise vermutlich noch auf uns zu-
kommen wird. Sie gibt mir manchmal Rat-
schläge, welche Themen ich unbedingt
noch recherchierenmüsse.

Dass türkischstämmige Menschen nicht
interessiert sind an Deutschland, sich
abends nur türkische Nachrichten in regie-
rungsunkritischen Sendern ansehen, sich
besudeln und verblenden lassen durch die
Reden Recep Tayyip Erdogans – dieses Vor-
urteil musste ich mir in den verschiedens-
ten Kontexten anhören.

Zumindest für meine Familie kann ich
sagen: Die SprachkenntnissemeinerMama
reichen zwar nicht für die Lektüre deut-
scher Zeitungsartikel – aber sie hört sich je-
den Tag jeweils vormittags und abends in
einem türkischen Radiosender die wich-
tigsten Nachrichten aus Deutschland an.
Erst gibt es eine Zusammenfassung auf
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Deutsch, dann auf Türkisch. Sie interessiert
sich natürlich auch für ihr Heimatland, vor
allenDingenweil ihre Familie dort lebt. Das
ist doch auch normal, oder nicht? Selbst ich
interessiere mich für das, was politisch,
wirtschaftlich, gesellschaftlich in der Türkei
passiert, obwohl es wenig mit meinem Le-
ben zu tun hat.

Und ja, es macht meine Mutter traurig,
dass sie deutsche Nachrichten, konkret
meine Artikel, nicht lesen kann, sie schämt
sich gar dafür. „Meine Tochter ist eine Jour-
nalistin, aber ich verstehe kein Wort ihrer
Arbeit“, sagte siemal,mehr zu sich selbst als
zu mir. Genauso geht es meiner Tante, die

zeitgleich mit meiner Mutter nach Mann-
heim ausgewandert ist. Es setzt den beiden
zu, weil sie mit Zeitungen groß geworden
sind. Mein Opa habe früher, als die beiden
noch jung waren, mindestens zwei Zei-
tungsabonnements gehabt, erzählten sie.
MeinOpa habe amFrühstückstisch von der
ersten bis zur letzten Seite alles gelesen und
die Zeitungen an seine Kinder weitergege-
ben – das war Alltag. Journalismus hat in
den Augen meiner Mutter also schon aus
melancholischer Sicht einen besonders
großen Stellenwert.

Mein Papa war mein größter Fan, mein
treuester Leser. Er führte mehr als 40 Jahre
lang ein Reisebüro in Ludwigshafen am
Rhein, war ein wahrer Autodidakt und Ge-
schäftsmann – und konnte durch seine Tä-
tigkeit als Selbstständiger auch besser
Deutsch als meineMama, diemit den Kin-
dern zu Hause blieb. Regelmäßig durch-
forstete er das Internet nach meinen Arti-
keln und druckte sie sogar dann aus, wenn
sie in der Printausgabe der Zeitung auf
dem Esstisch im Wohnzimmer lagen. Und
abends, wenn er nicht zu müde von der
Arbeit war, stellte er mir Fragen, sollte er
etwas nicht verstanden haben.

Meine Eltern mögen zwar nicht alles
verstehen oder verstanden haben, worü-
ber ich so schreibe. Aber sie haben sich
stets bemüht. Meine Mutter tut es als 68-
Jährige noch heute.

MIRAY CALISKAN

ANNE-KATTRIN PALMER

Das Jahr neigt sich dem Ende zu, die
Corona-Krise hat die Menschen im

Griff, Strom und Gas werden teurer und
auch die Lebensmittelpreise steigen. Für
viele Familien bedeutet das, den Gürtel
noch enger zu schnallen.

Da klingt es etwas sonderbar, dass ge-
rade jetzt Cem Özdemir als neuer Bun-
deslandwirtschaftsminister das Essen
zum Luxusgut erheben möchte und es
mit Autos gleichsetzt, die seiner Mei-
nung nach mehr wertgeschätzt werden.
Manchmal habe er das Gefühl, ein gutes
Mineralöl sei uns wichtiger als ein gutes
Salatöl. Daher dürfe es für Lebensmittel
keine Ramschpreisemehr geben.

Da kannman nur entgegnen: Falscher
Zeitpunkt, Herr Özdemir. Heute schon
sind Lebensmittel für viele Luxusgut. Vor
allem für 13,4MillionenMenschen, die in
Deutschland vonArmut betroffen sind.

Es ist natürlich dringend notwendig,
eine Landwirtschaft umzubauen, die
jahrzehntelang auf Massentierhaltung
und Legehennen-Batterien gesetzt hat.
Immer mehr Menschen wissen, dass es
mit der Tierhaltung so nicht weitergeht.
Viele wollen sich gesünder ernähren.
Doch das muss auch bezahlbar sein.
Manche Menschen können für ein Sa-
latöl mit Bio-Qualität eben keine 18 Euro
ausgeben, sondern höchstens drei Euro.

Özdemir wird es als Minister nicht
leicht haben. Er muss den Spagat zwi-
schen Tierschutz und Armut hinbekom-
men. Wenn ihm das gelingt, ist das löb-
lich. Taktisch unklug aber ist es, dieMen-
schen mit erhobenem Zeigefinger die
Menschen auf gesündere Lebensge-
wohnheiten zu trimmen und ihnen noch
ein schlechtes Gewissen einzureden.
Odermit Vorschriften das Dicksein zu re-
duzieren, indem Fertigprodukte weniger
Zucker enthalten sollen.EinegesundeLe-
bensweise ist wichtig. Aber die Zeche darf
nicht nur der Verbraucher zahlen.

Lebensmittel
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Zuviel steht
auf demSpiel

Die Neue Zürcher Zeitung kommen-
tiert die von Vertretern Russlands

und der USA geplanten Gespräche: „Der
russische Präsident gibt Tempo und
Thema vor, bedroht weiter die Ukraine
mit Truppen, und die Amerikaner gehen
darauf ein. Wo aber sind die Europäer,
über deren Sicherheit verhandelt werden
soll?“ The Observer aus London schreibt:
„Die jüngsten Drohungen von Wladimir
Putin beziehen sich nicht mehr nur auf
die Ukraine. Der russische Präsident hat
den Umfang seiner Forderungen immer
weiter ausgedehnt, so dass sie nun auch
Verteidigungs- und Sicherheitsvereinba-
rungen in ganz Europa betreffen.“

Die spanische El Mundo meint: „Wla-
dimir Putin hat sich bei seiner Pressekon-
ferenz wieder dasMäntelchen des Opfers
umgehängt. Er sieht sich vomWesten be-
lagert. Oder besser gesagt, er greift zum
selben Trick, der ihm in der Vergangen-
heitbereits sogutgelungen ist: sichseinen
Bürgern als Garant für die Verteidigung
und Integrität einer Heimat zu präsentie-
ren,diederKremlals ständigvonFeinden
aller Art bedroht darstellt, insbesondere
vondenUSAundder EU.“

In der Frankfurter Rundschau heißt es
zu Putin: „Wenn die von ihm genannten
Probleme – wirtschaftliche und demo-
grafische Entwicklung, medizinische
Versorgung und viele andere – gelöst
werden sollen, dann braucht Russland
internationale Zusammenarbeit. Hier
liegt eine Chance. Die Erfahrungen mit
Putin zeigen, dass diese Chance klein ist.
Aber sie nicht zu nutzen, ist keine Op-
tion. Es steht zu viel auf dem Spiel – für
die internationale Sicherheit und auch
für die vielenMenschen in Russland, die
das Regime ertragenmüssen.“ (pi.)

Auslese

E gal, wohin man schaut: Die Stim-
mung ist schlecht. Fast scheint es,
als wäre die deutsche Wirtschaft
zum Jahresende in einen kollekti-

ven Winterblues verfallen. Die Inflation:
hoch. Das Wachstum: nahe null. Die Aus-
sicht: ungewiss. Es sind unverkennbar
dunkle Wolken am konjunkturellen Hori-
zont aufgezogen.

Manche Branchen trifft es – schon wie-
der – knüppelhart. Der pandemiegeplagte
Einzelhandel konnte auch das traditionell
starkeWeihnachtsgeschäft abhaken. Durch
2G-Regelungen kamen weniger Kunden in
die Innenstädte. Zusätzlich sorgen Liefer-
probleme für Frust: Vor allem bei Unterhal-
tungselektronik und elektronischen Haus-
haltsgeräten gibt es Engpässe. Der ange-
schlagene Warenhauskonzern Galeria
musste erneut Staatshilfe beantragen. Ob
das Kaufhaus als Konzept überlebt und wie
die Innenstadt der Zukunft aussieht – auch
das ist, wie so vieles, in diesemzweitenPan-
demiewinter ungewisser denn je.

#Längst hat sich die Hoffnung zerschla-
gen, dass Corona zwar zu einemwirtschaft-
lichen Einbruch führt, es danach aber steil
bergauf geht. Das konjunkturelle V, also ein
kurzer heftiger Abschwung, der ebenso
schnell kompensiert ist, hat sich nicht er-
füllt. Das Virus ist tückisch. Immer wieder
schlägt es zu –undbremstdieErholungaus.
Ökonomen räumen inzwischen ein, dass es
wohl noch bis Sommer nächsten Jahres
dauern wird, ehe der robuste Aufschwung
einsetzt. Doch auch diese Prognose ist mit
Unsicherheit behaftet. Und an Bedingun-
gen geknüpft. Es muss gelingen, die Pande-
mie einzudämmen. Auch die Lieferketten
dürfen nicht weiter stocken. Ein Auf-
schwung imKonjunktiv.

Die Corona-Krise hat gezeigt, wie anfäl-
lig dieWeltwirtschaft ist. In einer arbeitstei-
ligen Welt reichen schon lokale Ereignisse,
etwa Naturkatastrophen, aus, um die ganze
Produktion–unddamitGeschäftsmodelle –
zu gefährden. In einer Pandemie wird das
Problem global. Aktuell sind Vorprodukte

wie Halbleiter und Chips, aber auch Roh-
stoffe knappund teuer.DerMaterialmangel
hat in der deutschen Industrie im Dezem-
ber einen Rekordwert erreicht. 81,9 Prozent
der Firmen klagten über Engpässe und
Probleme bei der Beschaffung. Es ist para-
dox:DieAuftragsbücher sind voll – dochdie
Unternehmen können die Produktion nicht
hochfahren.

Für die Wirtschaftspolitik ist eine solche
Situation herausfordernd. Klassische Re-
zepte wie Steuersenkungen oder mehr
staatliche Investitionen helfen der Kon-
junktur nicht, sie würden verpuffen. Oder
noch schlimmer:Die Inflationweiter befeu-
ern. Schon heute steht einer in der Krise an-
gestauten Nachfrage kein adäquates Ange-
bot gegenüber. Es war richtig, dass Regie-
rungen weltweit in Vorleistung gegangen
sind, um den Absturz ihrer Volkswirtschaf-
ten zu verhindern. Doch zur Wahrheit ge-

hört auch: Die expansive Fiskal- und Geld-
politik hat die Gütermärkte erreicht. Die
Zeit der stagnierenden Preise ist vorbei. In
den USA droht bereits die berüchtigte
Lohn-Preis-Spirale. Dabei handelt es sich
umeineArt selbst erfüllendeProphezeiung:
DadieGewerkschaftendamit rechnen, dass
die Preise steigen, fordern sie höhere
Löhne, die zu noch höheren Preisen führen
– und erneut höhere Lohnforderungen
nach sich ziehen. In der Folge steigt die In-
flation immerweiter.

DieFederalReservehat bereits angekün-
digt, aus der lockerenGeldpolitik auszustei-
gen. Die US-Notenbank will nicht nur ihre
Anleihenkäufe vorzeitig beenden. Auch der
Leitzins soll im kommenden Jahr bis zu
dreimal angehoben werden. Zugegeben:
Die Situation in den Staaten, wo ein Wohl-
fahrtsstaat als Puffer in der Rezession fehlt,
die Fiskalpolitik also einspringen muss, ist
nicht eins zu eins auf den europäischen
Binnenmarkt zu übertragen. Doch auch die
EZB täte gut daran, ein Signal an dieMärkte
zu senden. Inflation wird erst ein Problem,
wenn sich Erwartungen verselbstständigen.
Doch dann ist esmeist zu spät.

Einfache Lösungen für diemakroökono-
mischen Probleme gibt es nicht. Falsch
wäre es aber, die Globalisierung zurückdre-
hen zu wollen. Natürlich kann man – wie
Wirtschaftsminister RobertHabeck (Grüne)
es tut – darüber nachdenken, bestimmte In-
dustrien wie Chiphersteller ins Land zu-
rückzuholen. Ein solcher Schritt sollte aber
die Ausnahme sein. Kosten und Nutzen
müssen übereinstimmen. Die Arbeitstei-
lung ist ein hohes Gut, von der gerade är-
mere Länder profitieren.

Und überhaupt: Solange das Virus zirku-
liert, werden Politik und Wirtschaft im Kri-
senmodus verbleiben. Es gibt nur einen
Weg zurück in die Normalität. Wir müssen
die Pandemie endlich besiegen. Dabei hel-
fen weder Konjunkturpakete noch eine
straffere Geldpolitik oder protektionistische
Diskussionen. Sondern nur eines: unsere
Vernunft.

Vernunft
gegenden

Blues

Wirtschaft

FABIAN HARTMANN

NachWeihnachten ist vor der Bundesversammlung BERLINER ZEITUNG/HEIKO SAKURAI

Zitat

„Wir müssen dringend
anfangen, viel genauer
zu differenzieren, was

könnenwir uns erlauben
und was nicht? Denn

einenTagX, juhu,nun ist
alles vorbei, den wird es
nicht geben. Das ist wie
‚Warten auf Godot‘.“

Andreas Beck, Intendant des Münchner
Residenztheaters, in der Süddeutschen
Zeitung über Theater in der Pandemie
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